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Notice interne du Département politique1

TY Vertraulich Bern, 3. Juli 1942

Der italienische Gesandte hat sich heute um 10 Uhr zu einem Besuch auf 
11 Uhr ansagen lassen und ist pünktlich erschienen.

Er bemerkt einleitend, er hätte mir gerne etwas Freundliches gesagt, aber lei­
der habe er eine unangenehme Mitteilung, deren volle Schwere mir nicht entge­
hen werde.

Italien habe mit der Firma Tavaro in Genf einen wichtigen Liefervertrag 
über G ranitzünder2, wie er sagt 300000 Stück; wichtige Bestandteile dieses 
Zünders werden der Tavaro von der Firma Tavannes Watch Co. (Schwob) ge­
liefert, und zwar auf Grund von Rohmaterial, das aus Achsenländern stamme.

Dieser Tage sei ein Bevollmächtigter aus Italien in Bern erschienen, um mit 
der Tavaro über Verlängerung und Erneuerung des Vertrages zu verhandeln. 
Tavaro habe diesem Bevollmächtigten eröffnet, sie sei hierzu nur in der Lage, 
wenn die Tav. Watch Co. weiterhin ihre Lieferungen fortsetze. Diese Firma 
habe sich aber hierzu ausserstande erklärt, da ihr von englischer Seite ange­
droht worden sei, sie komme auf die schwarze Liste, wenn sie weiter an Tavaro 
für Italien liefere. Italien könne eine schweizerische Firma nicht zwingen, ge­
gen ihren Willen für Italien zu fabrizieren, und habe auch gar nicht die Absicht, 
einen solchen Versuch zu unternehmen. Aber eine Begründung, wie Tav. 
Watch Co. sie für ihre Ablehnung vorbringe, könne Italien nicht hinnehmen, 
und es könne sich auch eine solche englische Einmischung in innerschweizeri­
sche Wirtschafts-Verhältnisse nicht gefallen lassen. Wenn die Tav. Watch Co. 
auf ihrem Standpunkt verharre, so werde dies zur Folge haben, dass ihr noch 
immer wichtiger Transitexport über Genua vollständig stillgelegt und dass ihre 
gesamte Ausfuhr, im Einvernehmen mit Deutschland, unterbunden werde3. 
Er sei überdies zu der Erklärung ermächtigt, dass die Haltung der Tav. Watch 
Co. nicht ohne ernste Rückwirkungen, und zwar gegenüber Deutschland und 
Italien, für die ganze westschweizerische Uhrenindustrie bleiben werde.

Er hoffe demnach zuversichtlich, die Bundesbehörden werden Mittel und 
Wege finden, um die Tavannes Watch Co. zur Vernunft zu bringen.

H err Tamaro ergeht sich weiter in bittern Worten über die englische Methode 
des Wirtschaftskrieges, die Einmischungen in die internen Verhältnisse, die

1. L ’auteur de la notice, C. Stucki, l ’a communiquée le jour même de son entretien avec 
A . Tamaro à Pilet-Golaz qui l ’a annotée. C. Stucki l ’a ensuite transmise à R. Kohli en écrivant 
en tête du document: Wie sie sehen, wünscht Hr. Pilet eine offizielle Mitteilung «en bonne et 
due forme» am Vo\[kswirtschafts-] DepfartementJ. 3.7.
2. C. Stucki a souligné le « i» de ce mot et mis un point d ’exclamation dans la marge. Il s ’agit 
en fa it de Granatzünder.
3. Pilet-Golaz a souligné cette phrase dans la marge et y  a écrit: Comme de juste. -  Cela nous 
rendra service.
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Einvernahmen von Firmen-Vertretern usw. und erwähnt, die Handelsabteilung 
habe hierüber bereits eine ernste Note der Deutschen Gesandtschaft erhalten4.

Ich habe im wesentlichen erwidert, dass ich meinem Chef sofort Bericht er­
statten werde, dass ich hoffe, es werde gelingen, die Sache befriedigend zu re­
geln, dass mir im übrigen, ohne dass ich in allen Einzelheiten Bescheid wüsste, 
schon bekannt geworden sei, dass in der Tat die A rt und Weise, wie England 
den Wirtschaftskrieg in unser Land zu verlegen suche, schweizerischerseits 
nicht hingenommen werden könne, dass wir schon wiederholt deutlich dagegen 
reagiert haben, wie ja  denn gegenwärtig eine schweizerische Handelsdelegation 
in London in schwierigen Verhandlungen über Blockadefragen stehe.

Herrn Kohli habe ich bereits informiert; er wird H errn Dr. Hotz unverzüg­
lich von diesem Schritte verständigen5.

A N N E X E
E 2001 (E) 1/114

La Division des Affaires étrangères du Département politique6, 
à la Légation de Suisse à Berlin

Copie
L  FS Vertraulich 24. Juli 1942

Wir beehren uns, auf das Protokoll7 über die Sitzung des schweizerisch-deutschen Regierungs­
ausschusses vom 7. Juli 1942 Bezug zu nehmen, das Ihnen von der Handelsabteilung des E.V.D. 
zugeschickt worden ist. Wir möchten im folgenden an die Aussprache anknüpfen, die auf den Sei­
ten 12/14 wiedergegeben ist und die dem Einfluss gewidmet war, den die britischen Vertretungen 
in der Schweiz auf Firmen auszuüben trachten, die sei es direkt oder indirekt an die Achsenmächte 
Kriegsmaterial liefern. Sie werden aus dem Protokoll eine Zuspitzung der Schwierigkeiten auf dem 
Gebiete der Blockade und der Gegenblockade erkennen, die den Auftakt zu einer wichtigen Zwi­
schenphase darstellen dürfte.

Kurz nach den Vorstellungen, die die Wirtschaftsabteilung der Deutschen Gesandtschaft gegen 
die britischen Einmischungen in die schweizerisch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen erhob, 
sprach der italienische Gesandte vor, um mitzuteilen, dass die TAVANNES WATCH CO. sich auf 
britischen Druck hin weigere, der TAVARO S.A .8 weiterhin Bestandteile für einen Zünder zu lie-

4. Cf. ci-dessous N° 216.
5. Pilet-Golaz a écrit en bas du document: Il convient d ’informer régulièrement de ce qui pré­
cède le Dép[artemen]t de PEcon[omie] publiq/we/. C’est lui qui a l’initiative et le contrôle de 
notre politique économique. A lui d ’aviser. -  J ’ai fait en vain retentir ma voix de Cassandre. 
3.7.42.

Sur la suite de cette affaire, cf. l’annexe ci-dessous.
6. La SCIPE du DPF, par une lettre non reproduite signée par R. Meier, adresse le même jour  
cette lettre à la Légation de Suisse à Rome. Une notice (non reproduite) d ’E. Schneeberger du 
24 juillet indique que la lettre a été soumise le matin même au Directeur du Vorort de l ’USCI, 
H. Hornberger, qui l ’a approuvée et a demandé que le post-scriptum (reproduit ci-dessous) soit 
ajouté.
7. E 7110/1973/135/50. Cf. aussi E 7110/1973/135/62.
8. Sur les pressions anglaises sur Tavaro, cf. E 2001 (E) 1968/78/281.

Sur les pressions sur d ’autres entreprises, cf. les notices du 16 janvier et du 16 février 1942, 
E 2801/1967/77/2.

dodis.ch/47394dodis.ch/47394

http://dodis.ch/47394


6 6 8 3 J U I L L E T  1942

fern, den die Genfer Firma in grösserer Zahl für Italien fabriziere. Der italienische Gesandte kün­
dete wie die Deutsche Gesandtschaft Gegenmassnahmen an, die auch schweizerische Interessen er­
heblich treffen würden, falls die britischen Einmischungen nicht umgehend unterbunden würden. 
Inzwischen haben die italienischen Behörden der Tavannes Watch Co. in Genua bereits eine Uhren­
sendung im Werte von Fr. 500000.- zurückgehalten und noch nicht wieder freigegeben.

Die britischen Einmischungen sind selbstverständlich unerwünscht. Es wird denn auch dagegen 
eingeschritten und auf das unzulässige und unkorrekte Vorgehen aufmerksam gemacht. Die paar 
von deutscher und italienischer Seite gemeldeten Fälle verlieren jedoch ihre Bedeutung, wenn sie 
in einen weiter gespannten Rahmen hineingestellt werden. Es ist wohl anzuerkennen, dass die Ach­
senmächte in Fragen der Wirtschaftskriegführung im allgemeinen vernünftiger sind als die Alliier­
ten. Die Situation ist aber für die Achsenmächte mit Bezug auf die Schweiz eine ganz verschiedene.

Um die sehr ernste Angelegenheit ins richtige Licht zu rücken, erweist es sich als notwendig, auf 
die Entwicklung der Dinge seit dem Zusammenbruch Frankreichs zurückzuschauen, auf jene Zeit, 
die über Nacht die letzte frei pulsierende Ader, die unser Land mit dem Ozean verband, zum Ab­
sterben gebracht hat und von da an unsere Ausfuhr vollständig der Überwachung durch deutsche 
und italienische Zollbeamte unterworfen wurde. Eine der wichtigsten Änderungen lag darin, dass 
die Kriegsmateriallieferungen unter dem Zwang der Verhältnisse plötzlich ganz einseitig nach den 
Achsenmächten umgestellt wurden. Geleitscheine waren und sind jetzt noch bloss für «konjunk­
turferne» Erzeugnisse erhältlich. Um die schweizerische industrielle Kapazität möglichst zweck­
mässig auszunützen, sandte Deutschland eine Industriekommission in die Schweiz, mit der Auf­
gabe, hier die Möglichkeiten der Unterbringung von Aufträgen in direkter Kontaktnahme mit den 
Firmen zu klären und die Verteilung der Bestellungen vorzunehmen. Zu jenen Unternehmen, die 
sich vollständig zur Förderung des Kriegspotentials Deutschlands einspannen Hessen, wurden per­
manente Abnahmekommissionen geschickt. Von britischer Seite Hess man zu dieser Entwicklung 
Bemerkungen fallen, wie: «Switzerland is the arsenal of Germany and Italy».

Die durch den Zusammenbruch Frankreichs bewirkte Abschnürung der Schweiz wäre an sich 
schon verhängnisvoll genug gewesen. Dazu sollten aber noch einige harte Schläge Grossbritanniens 
kommen, die vielleicht den Achsenmächten bestimmt waren oder sich doch auf jene hätten auswir­
ken sollen, jedoch in erster Linie unser Land trafen. Der Argwohn der Blockadebehörden witterte 
plötzlich überall «Feindeinfluss». Die Zahl der auf die schwarze Liste versetzten schweizerischen 
Firmen schnellte ruckartig in die Höhe. Während dieses scharfe Schwert des Wirtschaftskrieges zu­
nächst nur gegen notorisch «feindeigene» oder «feindbeeinflusste» Firmen geführt wurde, genüg­
ten nun die mannigfaltigsten krampfhaft herbeigesuchten Gründe, um es anzuwenden oder damit 
zu drohen. Beispielsweise wurde einer Schokoladefabrik, um weitere Navicerts für Kakaobohnen 
zu erhalten, zur Bedingung gemacht, einen untergeordneten Bureauangestellten zu entlassen, der 
zwar englandfeindlicher Ausländer ist, aber zu irgendwelchen Klagen über sein Verhalten gegen­
über seinem Gastland nie Anlass gegeben hatte. -  Eine Grossfirma der Kolonialwarenbranche 
figuriert auf der schwarzen Liste, weil ihre Aktien in den Händen einer deutschen Familie Hegen 
und die Titel jährlich eine verhältnismässig bescheidene Dividende von nicht einmal Fr. 60000 ab­
werfen. Dass das Unternehmen mit seinen 700 Filialen und Niederlagen volkswirtschaftlich nicht 
geringe schweizerische Belange verkörpert -  Direktion und Personal sind schweizerisch -  und dass 
die britische Massnahme viel stärker unseren Verteilungsapparat stört als englandfeindliche Inter­
essen trifft, dafür besteht britischerseits kein Verständnis mehr. -  Nach einer beim Abschluss des 
Blockadevertrages gegebenen mündlichen Zusage sollte die schwarze Liste auf intern schweizeri­
sche Verhältnisse nicht angewendet werden. Eine Schweizerfirma konnte deshalb unbedenklich 
ihre Beziehungen mit einem Schweizer Unternehmen, das «blacklisted» war, aufrechterhalten. 
Diese Zusage wird jetzt nicht mehr strikte innegehalten, was zu einem Kettenboykott führt, der zu­
sehends nicht nur für den Einzelnen, sondern für unsere ganze Wirtschaft fühlbar wird und eine 
unausgesetzte sich verschärfende Desorientierung befürchtet lässt.

Den stärksten Hieb aber versetzte Grossbritannien unserer Wirtschaft mit der Sperre der indu­
striellen Rohstoffe, der Fette und Öle usw. Auch diese Massnahme ist als ausschliessliche Folge der 
absoluten Disproportion in der Verteilung der kriegswichtigen Erzeugnisse, die unser Land hervor­
bringt, aufzufassen.
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Deutschland und Italien haben die Wichtigkeit von Anstrengungen, damit die Schweiz wie­
derum Kontingente der seit dem Herbst 1941 gesperrten Rohstoffe erhält, erkannt. Das einzige 
Mittel, um bei den Alliierten Entgegenkommen zu finden, bietet die Lockerung der Gegen­
blockade. Die Achsenmächte wissen, dass eine Lösung grundsätzlich auf diesem Wege zu suchen 
ist. Ohne eine gewisse Korrektur der in der Kriegsmaterialfrage bestehenden Disproportion ist bei 
den Blockadebehörden ein greifbares Ergebnis nicht zu erzielen. Mit einer Lockerung der Gegen­
blockade würden anderseits gleichzeitig auch die britischen Einmischungen von selber ver­
schwinden.

Solange in den gegenwärtigen Verhältnissen eine Änderung nicht eintritt, sind die britischen 
Störungsversuche einigermassen begreiflich, ohne sie irgendwie beschönigen zu wollen. Der deut­
sche und der italienische Schritt scheint die tatsächlichen Verhältnisse übersehen und namentlich 
die berechtigte Forderung nach der Lockerung der Gegenblockade vergessen zu haben. Sollten die 
Alliierten die von ihnen gewünschten Erzeugnisse durch die Gegenblockade nicht erhalten -  es han­
delt sich nicht etwa um direktes Kriegsmaterial -  so wäre die H offnung au f Wiederzuteilungen von 
Rohstoffkontingenten an die Schweiz, woran auch die Achsenmächte in nicht geringem Masse in­
teressiert sind, zerstört.

Nach den Ankündigungen der Deutschen und Italienischen Gesandtschaft soll die Gegen­
blockade indessen nicht nur nicht gelockert, sondern sogar verschärft werden. Damit wäre der er­
ste vielleicht geradezu schicksalshafte Schritt nach der auch für die Achsenmächte falschen Rich­
tung getan. Bei einer konsequenten Verschärfung der Blockade und der Gegenblockade wäre es 
zwar schon so, dass die Gegenblockade angesichts der geographischen Lage der Schweiz besser da­
stünde. Eine Steigerung der Massnahmen und Gegenmassnahmen müsste mit der Unterbindung 
unseres Exportes durch die Achsenmächte enden. Eine ganze Anzahl von Fabriken, die bisher nur 
5-30% im Dienste der Achsenmächte standen, müssten gezwungenermassen ihre ganze Belegschaft 
für unsere Nachbarstaaten einsetzen, um den Eintritt einer Massenarbeitslosigkeit zu verhüten. Es 
ist nicht unterlassen worden, die britischen Vertreter in der Commission mixte darauf aufmerksam 
zu machen, dass auch Versetzungen auf die schwarze Liste die gleiche von England doch sicher 
nicht gewünschte Konsequenz hätten. Wenn auf 1000 Arbeiter 150 kriegswichtiges Material her­
stellten, möge dies England nur ungern sehen; immerhin sei es doch noch besser, als wenn alle 2000 
Hände für die Achsenmächte tätig wären. Dieses Argument erweist sich aber bei näherem Zusehen 
als wertlos und gefährlich zugleich. Deutschland und Italien hätten es wie gesagt in der Hand, un­
sere Industrie noch stärker für sich auszunützen. Wie britischerseits bereits zu verstehen gegeben 
worden ist, erneuert sich aber die Arbeitskraft nicht von selbst. Es braucht dazu vorab Getreide 
und Futtermittel. Diese bezieht die Schweiz durch die Blockade. Ob wir sie weiterhin einführen 
können, hängt in erster Linie vom Willen der Alliierten ab. Dass sie die Schweiz bisher ernährt und 
dadurch die Voraussetzung geschaffen haben, um die Produktionskapazität für die Achsenmächte 
zu erhalten, ist wirklich nicht so ganz selbstverständlich. Wenn sich die Alliierten statt mit der er­
warteten Lockerung mit einer Verschärfung der Gegenblockade sollten abfinden müssen, dann 
wäre dies höchstwahrscheinlich der Anlass zur Sperre des Getreides, der Futtermittel und anderer 
wichtiger Waren, die unsere Ernährung bisher sicherstellten. Den Achsenmächten bliebe dann die 
Wahl, ein Land mehr an seinen Futtertrog zu nehmen oder aber auf dessen Leistung zu verzichten. 
Einen solchen Ausgang können die Achsenmächte sicher nicht wünschen.

Der Chef der Wirtschaftsabteilung der Deutschen Gesandtschaft, Herr von Selzam, hat die 
kaum absehbaren Konsequenzen, die eine Verschärfung der Gegenblockade nach sich ziehen 
würde, grundsätzlich erkannt. Er versicherte, dass er unsere Argumente schon wiederholt zu den 
seinen gemacht und in Berlin vorgebracht habe. Ob aber die Argumente namentlich von militäri­
schen Stellen ebenso verstanden werden, ist nicht sicher. Wir bitten Sie deshalb, Ihrerseits bei erster 
Gelegenheit eindringlich auf die verhängnisvollen Folgen deutscher und italienischer Massnahmen 
(Verfügung von Sperren, Erweiterung der Liste der geleitscheinpnichtigen Waren) aufmerksam zu 
machen.

Für Ihre Bemühungen in dieser ausserordentlich wichtigen Angelegenheit danken wir Ihnen im 
voraus verbindlichst. Ihren Berichten sehen wir mit lebhaftestem Interesse entgegen.

[■ •■ ]
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P.S. Über die jüngsten Verhandlungen mit der deutschen Delegation unter Führung des Herrn 
Gesandten Hemmen werden Sie durch Protokollnotizen der Handelsabteilung unterrichtet wer­
den. Sie werden daraus ersehen, dass sich die Situation erneut bedeutend zugespitzt hat.
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E 2001 (D) 4/70

Rapport du Chef de la Division des Af f  aires étrangères 
du Département politique1

Berne, 4 juillet 1942

L ’impossibilité dans laquelle la Société des Nations s’est trouvée, de 1919 à 
1939, de faire triom pher ses principes et de sauvegarder la paix dans le monde 
a provoqué, au cours de ces dernières années, une certaine défiance à l’égard de 
cette institution. Cette défiance s’est d ’autant plus accentuée que la Société 
subissait l’influence croissante d ’un groupe déterminé d ’Etats, phénomène 
résultant d ’ailleurs, en partie, de la sortie successive de trois grandes puissan­
ces. Il est bon de rappeler, à ce propos, que, de plus en plus consciente de la rup­
ture d ’équilibre ainsi provoquée, la Suisse avait obtenu de la Société elle-même 
la libération de certains engagements qui étaient de nature à compromettre sa 
neutralité.

De telles circonstances auraient pu créer, en septembre 1939, un danger con­
sidérable pour notre pays, malgré le recouvrement récent de sa neutralité inté­
grale, si le conflit qui venait alors d ’éclater avait fait l’objet de débats au Palais 
des Nations. Tel ne fut heureusement pas le cas. Par son inaction, due proba­
blement à un certain manque d ’unité de vues entre les principaux Etats mem­
bres, manque d ’unité auquel on ne se serait guère attendu quelques mois aupa­
ravant, la Société se révéla, en fait, assez inoffensive.

Tenue en décembre 1939, la vingtième session de l’Assemblée qui se termina 
par l’exclusion de l’Union des Républiques soviétiques socialistes, jugée coupa­
ble d ’agression envers la Finlande, fut la dernière manifestation de cet ordre 
qui se déroula sur territoire suisse. La réunion dont il s’agit avait suscité des 
craintes qui pouvaient raisonnablement paraître fondées. Le Conseil fédéral, 
singulièrement le Département politique et la Délégation suisse à Genève veillè­
rent à maintenir le débat dans un cadre stric t2. Grâce à cette attitude, la ses­
sion n ’eut pas de conséquences fâcheuses pour nos relations extérieures. Notre 
opinion publique, notre presse, ne comprirent pas toujours, il est vrai, le point 
de vue du Gouvernement, tel qu’il fut défendu par la Délégation.

Depuis lors, ni l’Assemblée, ni le Conseil ne se sont plus réunis au siège de

1. Ce rapport est signé: p.o. Stucki.
2. Sur l ’attitude du Conseil fédéral, cf. DDS, vol. 13, N ° 209.
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